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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb, des 
Gesetzes über das Zugabewesen und des Rabatt- 
gesetzes 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bunciesrat hat in seiner 140. Sitzung am 6. Mai 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzu- 
schlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Bundesregierung hat zu den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates nach Anlage 3 Stellung genommen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 

Alleinvertrieb: Dr Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
des Gesetzes über das Zugabewesen und des Rabattgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb 

§ 1 

§ 27 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (Reichsgesetzbl. 1909 S. 499; 
1925 II S. 115) in der Fassung des Zweiten 
Teils der Verordnung zum Schutze der Wirt- 
schaft vom 9. März 1932, Artikel I Nr. 11 
(Reichsgesetzbl. I S. 121, 124) und der Ver- 
ordnung zur Änderung des Gesetzes gegen 
-den unlauteren Wettbewerb vom 8. März 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 480) erhält folgende 
Fassung: 

„§ 27 a 

(1) Die Landesregierungen errichten bei 
überfachlichen Berufsvertretungen der ge- 
werblichen Wirtschaft Einigungsstellen zur 
Beilegung von Wettbewerbsstreitigkeiten 
(Einigungsstellen). 

(2) Die Einigungsstellen sind mit einem 
Rechtskundigen, der die Befähigung zum 
Richteramt hat, als Vorsitzendem und min- 
destens zwei sachverständigen Gewerbetrei- 
benden als Beisitzern zu besetzen. 

(3) Die Einigungsstellen können bei bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten aus § 13 von 
jeder Partei zu einer Aussprache mit dem 
Gegner über den Streitfall angerufen werden, 
soweit die Wettbewerbshandlungen den ge- 
schäftlichen Verkehr mit dem letzten Ver- 


braucher betreffen. Bei sonstigen bürger- 
lichen Rechitsstreitigkeiten aus § 13 können 
die Einigungsstellen angerufen werden, wenn 
der Gegner zustimmt. 

(4) Für die Zuständigkeit der Einigungs- 
Stellen ist § 24 entsprechend anzuwenden. 

(5) Der Vorsitzende der Einigungsstelle 
kann das persönliche Erscheinen der Parteien 
anordnen. Gegen eine unentschuldigt aus- 
bleibende Partei kann die Einigungsstelle eine 
Ordnungsstrafe in Geld festsetzen. Gegen die 
Anordnung des persönlichen Erscheinens und 
die Straffestsetzung findet die sofortige Be- 
schwerde an das für den Sitz der Einigungs- 
stelle zuständige Landgericht (Kammer für 
Handelssachen oder, falls es an einer solchen 
fehlt, Zivilkammer) statt. 

(6) Die Einigungsstelle hat einen gütlichen 
Ausgleich anzustreben. Aus einem vor der 
Einigungsstelle geschlossenen Vergleich sowie 
aus einer Straffestsetzung findet die Zwangs- 
vollstreckung statt; § 797 a der Zivilprozeß- 
ordnung ist entsprechend anzuwenden. 

(7) Kommt ein Vergleich nicht zustande, so 
kann sich die Einigungsstelle gutachtlich über 
den Streitfall äußern, im Falle des Absatzes 3 
Satz 2 jedoch nur, wenn der Gegner hiermit 
einverstanden ist. 

(8) Die Einigungsstelle kann, wenn sie den 
geltend gemachten Anspruch von vornherein 
für unbegründet oder sich selbst für unzu- 
ständig erachtet, die Einleitung von Eini- 
gungsverhandlungen ohne weiteres ablehnen. 

(9) Ist ein Rechtsstreit der in Absatz 3 
Satz 1 bezeichneten Art ohne vorherige An- 
rufung der Einigungsstelle anhängig gemacht 
worden, so kann das Gericht auf Antrag den 
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Parteien unter Anberaumung eines neuen 
Termins aufgeben, vor diesem Termin die 
Einigungsstelle zur Herbeiführung eines güt- 
lichen Ausgleichs anzurufen. In dem Verfah- 
ren über den Antrag auf Erlaß einer einst- 
weiligen Verfügung ist diese Anordnung nur 
zulässig, wenn der Gegner zustimmt. Ab- 
satz 8 ist nicht anzuwenden. 

(10) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, die zur Durchführung der vorste- 
henden Bestimmungen und zur Regelung des 
Verfahrens vor den Einigungsstellen erfor- 
derlichen Vorschriften zu erlassen und Be- 
stimmungen über die Erhebung von Gebüh- 
ren und Auslagen durch die Einigungsstelle 
zu treffen.“ 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über das Zugabewesen 

§ 2 

§ 2 des Gesetzes über das Zugabewesen 
vom 12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 264) 
erhält folgende Fassung: 

4 2 

Die in § 27 a des Gesetzes gegen den un- 
lauteren Wettbewerb vorgesehenen Eini- 
gungsstellen können auch bei bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten aus der Verordnung zum 
Schutze der Wirtschaft vom 9. März 1932, 
Erster Teil (Reichsgesetzbl. I S. 121) ange- 
rufen werden.“ 


B e g r ü 

I. 

Allgemeines 

1. § 27 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG) ist durch Artikel I 
Nr. 11 des Zweiten Teils der Verordnung 
zum Schutze der Wirtschaft vom 9. März 
1952 (Reichsgesetzbl. I S. 121, 124) in das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
eingefügt worden. 

Schon vor Einfügung dieser Vorschrift in das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
waren bei mehreren Industrie- und Handels- 
kammern auf freiwilliger Grundlage Eini- 


Artikel 3 

Änderung des Rabattgesetzes 

§ 3 

§ 13 des Rabattgesetzes vom 25. November 
1953 (Reichsgesetzbl. I S. 1011) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften und des 
Rabattgesetzes vom 21. Juli 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 212) erhält folgende Fassung: 

4 13 

Die in § 27 a des Gesetzes gegen den un- 
lauteren Wettbewerb vorgesehenen Eini- 
gungsstellen können bei bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten aus diesem Gesetz angerufen 
werden.“ 

Art Ekel 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

S 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

gungsst eilen zur Beilegung von Wettbewerbs- 
streitigkeiten eingerichtet worden. Die Er- 
fahrungen mit diesen aus eigener Initiative 
der beteiligten Kreise errichteten Stellen hat- 
ten gezeigt, daß die Beteiligten sich der Auf- 
fassung dieser Stellen fast immer fügten, 
wenn es möglich war, das Erscheinen beider 
streitenden Teile vor der Einigungsstelle her- 
beizuführen. 

Einem Wunsch der beteiligten Kreise ent- 
sprechend sollten daher durch die Einfügung 
des § 27 a in das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb die Einigungsstellen, wie sie bis 
dahin bei mehreren Industrie- und Handels- 
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kammern bereits bestanden, gesetzlich nach 
der Richtung hin ausgestaltet werden, daß 
diese Stellen mehr, als es bis dahin geschah 
und möglich war, zur Beilegung von Streitig- 
keiten auf dem Gebiet des unlauteren Wett- 
bewerbs herangezogen würden, um einen 
gütlichen Ausgleich unter den Parteien zu 
versuchen. Die Beteiligten erhofften davon 
neben einer Entlastung der Gerichte vor allem 
ein schnell wirksames Eingreifen in allen Fäl- 
len, in denen es galt, als unzulässig oder un- 
lauter empfundenen Wettbewerbshandlungen 
rechtzeitig vorzubeugen (vgl. die Erläuterun- 
gen zur Verordnung zum Schutze der Wirt- 
schaft, Reichsanzeiger Nr. 61 vom 12. März 
1932). 

2. § 27 a UWG sah deshalb die gesetzliche 
Einrichtung von Einigungsämtern vor und 
verlieh ihnen die Befugnis, das persönliche 
Erscheinen der Parteien anzu ordnen und 
durch Ordnungsstrafen zu erzwingen. Bei 
allen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aus 
§13 UWG, die Wettbewerbshandlungen im 
Einzel verkauf an den letzten Verbraucher 
betreffen, sollte jede Partei in der Lage sein, 
den Gegner zu einer Aussprache über den 
Streitfall vor das Einigungsamt zu laden. Für 
den Fall, daß diese Aussprache unter der fach- 
kundigen Autorität des Einigungsamts nicht 
zu einer gütlichen Beilegung des Streitfalles 
führen würde, sollte das Einigungsamt die Be- 
fugnis haben, sich gutachtlich zu dem Streit- 
gegenstand zu äußern, um hierdurch die ge- 
richtliche Entscheidung zu erleichtern. 

Diese Regelung erfuhr durch die Verordnung 
zur Änderung des Gesetzes gegen den unlau- 
teren Wettbewerb vom 8. März 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 480), abgesehen von einer Reihe 
formeller Änderungen, insofern noch eine 
sachliche Erweiterung, als die Zuständigkeit 
der Einigungsämter auf Wettbewerbshand- 
lungen „im geschäftlichen Verkehr mit dem 
letzten Verbraucher" (vorher „im Einzelver- 
kauf an den letzten Verbraucher") ausge- 
dehnt und außerdem der Reichswirtschafts- 
minister ermächtigt wurde, zu bestimmen, 
daß einzelne Einigungsämter auch bei sonsti- 
gen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aus § 1 3 
UWG angerufen werden können. 

Die in § 27 a UWG vorgesehenen Eini- 
gungsstellen haben sich in der Zeit bis 1945 
nach dem übereinstimmenden Urteil der be- 
teiligten Kreise bewährt und viel zu einer 
schnellen gütlichen Beilegung von Wettbe- 
w erb sst reitigke i ten beiget ragen . 


3. Nach dem Kriegsende wurde die Tätigkeit 
der Einigungsämter insofern unterbrochen, 
als die Gauwirtschaftskammern, in die seit 
1942 die Industrie- und Handelskammern 
und damit auch die bei diesen errichteten 
Einigungsämter aufgegangen waren, außer 
Funktion traten. Zwar bildeten sich nach dem 
Zusammenbruch allenthalben wieder Indu- 
strie- und Handelskammern. Während jedoch 
im britischen und französischen Besatzungs- 
gebiet im wesentlichen die frühere Rechts- 
lage wiederhergestellt wurde, unterschieden 
sich Aufgabenbereich und Rechtsstellung der 
im amerikanischen Besatzungsgebiet gelege- 
nen Kammern insofern von den früheren 
Verhältnissen, als dort auf Grund von Be- 
satzungsanweisungen die Kammern nunmehr 
in privatrechtlicher Form organisiert wurden. 
Für die neu errichteten Kammern war zu- 
nächst die Einrichtung von Einigungsstellen 
ohne praktische Bedeutung, weil bei der da- 
maligen wirtschaftlichen Lage ein Wettbe- 
werb, aus welchem sich Wettbewerbsstreitig- 
keiten ergeben konnten, kaum bestand. Erst 
mit der zunehmenden Umstellung vom Ver- 
käufer- zum Käufermarkt machte sich ein 
Bedürfnis nach einer zur Schlichtung von 
Wettbewerbsstreitigkeiten geeigneten Stelle 
wieder bemerkbar. 

§ 27 a UWG in der Fassung vom 9. März 
1932 sah eine Errichtung von Einigungsäm- 
tern nur bei den „amtlichen Berufsvertretun- 
gen von Handel, Handwerk und Industrie 
sowie bei deren öffentlich-rechtlichen Ver- 
bänden" vor. Es dürfte davon auszugehen 
sein, daß auch in der Verordnung vom 
8. Marz 1940 an diesen Voraussetzungen 
festgehalten wurde, obwohl die Verordnung 
den öffentlich-rechtlichen Charakter der ge- 
nannten Körperschaften nicht ausdrücklich 
hervorgehoben hat. Aus diesem Grunde be- 
standen für die in privatrechtlicher Form 
organisierten Kammern des amerikanischen 
Besatzungsgebiets gegen die Anwendbarkeit 
der früheren Vorschriften . rechtliche Beden- 
ken. Es wurden daher Einigung sst eilen auf 
freiwilliger Grundlage eingerichtet, denen 
hoheitsrechtliche Befugnisse nicht zu standen. 
Auch im britischen und französischen Be- 
satzungsgebiet behalf man sich im allgemei- 
nen mit solchen freiwilligen Einigungsstellen, 
zumal auch dort Zweifel bestanden, ob ange- 
sichts der veränderten staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse § 27 a UWG noch eine ausreichende 
Grundlage für die Ausübung hoheitsrecht- 
licher Befugnisse dar stelle. 
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4. In den vergangenen Jahren hat sich die 
bereits vor 1932 gemachte Erfahrung bestä- 
tigt, daß Einigungsstellen auf rein freiwilliger 
Grundlage den angestrebten Zweck der 
schnellen Beilegung eines möglichst großen 
Teiles von Wettbewerbsstreitigkeiten nicht zu 
erreichen vermögen. Zwar konnten zahlreiche 
Fälle unlauteren Wettbewerbs im Wege frei- 
williger Unterwerfung der Parteien geregelt 
werden. Es waren dies jedoch überwiegend 
Verstöße, die auf mangelnde Kenntnis von 
der wirklichen Rechtslage zurückzuführen 
waren und nicht auf bösem Willen beruhten. 
Die in § 27 a UWG vorgesehene Einrichtung 
von Einigungsämtern verfolgte aber insbe- 
sondere das Ziel, auch die Abstellung bewuß- 
ter Verstöße gegen die Grundsätze des laute- 
ren Wettbewerbs zu erleichtern und durch 
die schon von der Möglichkeit der schnellen 
Durchführung eines Verfahrens ausgehende 
warnende und vorbeugende Wirkung zur 
Wahrung eines lauteren Wettbewerbs beizu- 
tragen. 

Die beteiligten Wirtschaftskreise sind daher 
nahezu übereinstimmend der Auffassung, daß 
ein dringendes Bedürfnis bestehe, die Eini- 
gungsstellen, die in gewisser Weise als Selbst- 
hilfeorganisationen der Wirtschaft angesehen 
werden können, wieder mit den Befugnissen 
auszustatten, die ihnen jedenfalls bis 1945 
auf Grund des § 27 a UWG zu gestanden hat- 
ten. Insbesondere die Verschärfung des Wett- 
bewerbs in den letzten Jahren mache es er- 
forderlich, wieder eine Möglichkeit zur Ab- 
stellung von Wettbewerbsverstößen in einem 
schnellen, kostensparenden Verfahren zu er- 
öffnen, zu dem das persönliche Erscheinen 
des Gegners erzwungen werden kann. 

5. Der Entwurf sieht daher eine Neufassung 
des § 27 a UWG vor. Durch diese Neufas- 
sung soll klargestellt werden, daß bei den 
überfachlichen Berufsvertretungen der ge- 
werblichen Wirtschaft ohne Rücksicht auf die 
jeweilige Rechtsnatur ihrer derzeitigen Or- 
ganisationsform Einigungsstellen eingerichtet 
werden können und daß diese Einigungs- 
stellen in den bei ihnen anhängig gemachten 
Verfahren auch die in § 27 a UWG vorge- 
sehenen, zwangsweise durchsetzbaren Anord- 
nungen treffen dürfen. Die Neufassung des 
§ 27 a UWG verfolgt also in erster Linie den 
Zweck, die Einigungsstellen für Wettbewerbs- 
streitigkeiten im Umfang der ihnen bis 1945 
zustehenden Befugnisse wieder funktions- 
fähig zu machen. 


Der Entwurf leimt sich daher eng an die 
ursprüngliche Fassung des § 27 a UWG an 
und beschränkt sich darüber hinaus im we- 
sentlichen auf Änderungen, die im Hinblick 
auf die veränderten staatsrechtlichen Verhält- 
nisse geboten sind. Lediglich in einem Punkt 
sieht der Entwurf eine Erweiterung der sach- 
lichen Zuständigkeit der Einigungsstellen 
vor: im Einverständnis beider Parteien sol- 
len die Einigungsstellen auch bei Wettbe- 
werbshandlungen, die nicht lediglich den ge- 
schäftlichen Verkehr mit dem letzten Ver- 
braucher betreffen, tätig werden können. 
Diese Ausdehnung der sachlichen Zuständig- 
keit der Einigungsstellen, die nur ein treten 
soll, wenn der Gegner zustimmt, ist von den 
beteiligten Kreisen gefordert worden. 

II. 

Die einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält die Neufassung des § 27 a 
UWG. Zu den einzelnen Bestimmungen die- 
ser Vorschrift ist folgendes zu bemerken: 

1. Absatz 1 regelt die Einrichtung der Eini- 
gungss teilen. 

Um sicherzustellen, daß die Ein igungs stellen 
im gesamten Bundesgebiet wiedererrichtet 
werden, verpflichtet der Entwurf die Landes- 
regierungen zur Einrichtung von Einigungs- 
stellen. 

Die Einigungsstellen sind nach dem Entwurf 
bei überfachlichen Berufsvertretungen der ge- 
werblichen Wirtschaft zu errichten. Hierunter 
sind in erster Linie die Industrie- und Han- 
delskammern, Handwerkskammern und 
Wirtschaftskammern zu verstehen, soweit 
diese in den einzelnen Ländern der Bundes- 
republik eingerichtet worden sind. Die Fas- 
sung des Entwurfs läßt es zu, daß für mehrere 
überfachliche Berufsvertretungen der gewerb- 
lichen Wirtschaft auch eine gemeinschaft- 
liche Einigungsstelle errichtet werden kann, 
wenn dies z. B. für mehrere kleinere Kam- 
mern zweckmäßig erscheint. 

Im Gegensatz zu der ursprünglichen Fassung 
des § 27 a UWG spricht der Entwurf nicht 
mehr von „Einigungsämtern", sondern von 
„Einigungsstellen", da es sich nicht um Ämter 
im eigentlichen Sinne, das heißt um staatliche 
Stellen handelt. 

2. Absatz 2 regelt die Besetzung der Eini- 
gungsstellen. Er schließt sich wörtlich an die 
ursprüngliche Fassung des § 27 a UWG an. 



Die Besetzung mit „mindestens“ zwei sach- 
verständigen Beisitzern ist vorgesehen, um 
im Bedarfsfälle die Zahl der Beisitzer den be- 
sonderen Umständen des Einzelfalles anpas- 
sen zu können. 

3. Absatz 3 grenzt die sachliche Zuständig- 
keit der Einigungsstellen ab. 

Hierbei lehnt sich der Entwurf aus den 
unter I, 5 dargelegten grundsätzlichen Er- 
wägungen wiederum an die alte Fassung des 
§ 27 a UWG an. Insbesondere hält der Ent- 
wurf auch an der Beschränkung der Zustän- 
digkeit auf Wetitbewerbshandlungen im ge- 
schäftlichen Verkehr mit dem letzten Ver- 
braucher fest. Die Beibehaltung des Begriffs 
„letzter Verbraucher“ erscheint mit Rück- 
sicht auf die Verwendung des gleichen Be- 
griffs in § 1 des Rabattgesetzes, dessen An- 
wendung ebenfalls zur sachlichen Zuständig- 
keit der Einigungsstellen gehört, zweck- 
mäßig. 

Lediglich in Absatz 3 Satz 2 weicht der Ent- 
wurf von der alten Fassung des § 27 a UWG 
dadurch ab, daß er, einer Anregung der be- 
teiligten Kreise entsprechend, eine sachliche 
Zuständigkeit der Einigungsstellen auch für 
Wettbewerbshandlungen innerhalb der dem 
Einzelhandel vorgeordneten Wirtschaftsstufen 
begründet, sofern der Gegner mit der An- 
rufung der Einigungsstelle einverstanden ist. 

4. In Absatz 4 ist die Örtliche Zuständig- 
keit der Einigungsstellen in Übereinstimmung 
mit der bisherigen Fassung des § 27 a UWG 
geregelt. 

5. Nach Absatz 5 soll die Befugnis zur An- 
ordnung des persönlichen Erscheinens der 
Parteien dem Vorsitzenden der Einigungs- 
stelle und die Befugnis zur Festsetzung einer 
Ordnungsstrafe in Geld der Einigungsstelle 
selbst übertragen bleiben. Jede andere 
Lösung würde zu einer Verzögerung des Ver- 
fahrens führen, die im Hinblick auf den ge- 
setzgeberischen Zweck des § 27 a UWG, eine 
möglichst schnelle Beilegung von Wett- 
b ew erb ss t reit i gk ei t en herbe iz uf üh r e n , v e r m ie - 
den werden sollte. Rechtspolitische Bedenken 
gegen die verfassungsrechtlich mögliche 
Übertragung derartiger Hoheitsbefugnisse 
ajuch auf diejenigen Einigungsstellen, die in 
einer Rechtsform des privaten Rechts beste- 
hen, sind nicht zu erheben, da die Einigungs- 
stellen lediglich berufen sind, ein dem ordent- 
lichen Gerichtsverfahren vorgeschaltetes Güte- 
verfahren durchzuführen, und die Möglich- 
keit zur Anrufung der ordentlichen Gerichte 


in den in Betracht kommenden Wettbewerbs- 
streitigkelten unberührt bleibt. 

Abweichend von der bisherigen Fassung des 
§ 27 a UWG sieht Absatz 5 die sofortige 
Beschwerde an das für den Sitz der Eini- 
gungsstelle zuständige Landgericht nicht nur 
gegen die Straffestsetzung der Einigungs- 
stelle, sondern auch gegen die Anordnung 
des persönlichen Erscheinens durch den Vor- 
sitzenden der Einigungsstelle vor. Es ist zwar 
nicht zu verkennen, daß diese zusätzliche 
Beschwerdemöglichkeit zu einer unerwünsch- 
ten Verzögerung des Verfahrens führen kann. 
Die Zulassung der Beschwerde auch gegen 
die Anordnung des persönlichen Erscheinens 
erscheint jedoch mit Rücksicht auf die Vor- 
schrift des Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 
geboten. Im übrigen dürfte von der Mög- 
lichkeit zur Anfechtung der Anordnung des 
persönlichen Erscheinens nur in seltenen Fäl- 
len Gebrauch gemacht werden. 

Für die Höhe der festzusetzenden Ordnungs- 
strafe in Geld ist die Verordnung über Ver- 
mögensstrafen und Bußen vom 6. Februar 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 44) in der Fassung 
des Dritten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) 
maßgebend. 

6. Absatz 6 entspricht im wesentlichen der 
bisher in § 27 a UWG vorgesehenen Rege- 
lung. Eine Abweichung liegt nur insofern 
vor, als nicht nur aus einem vor der Eini- 
gungsstelle geschlossenen Vergleich, sondern 
auch aus einer Straffestsetzung der Einigungs- 
stelle die Zwangsvollstreckung nach den Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung stattfinden 
soll. Dies erscheint im Interesse der Herbei- 
führung eines einheitlichen Verfahrens zweck- 
mäßig. Eine der bisherigen Fassung des § 27 a 
UWG entsprechende Regelung, daß nämlich 
die Ordnungsstrafen auf Antrag der Eini- 
gungsstelle durch die Industrie- und Handels- 
kammern und die Handwerkskammern nach 
den Bestimmungen über die Einziehung der 
Beiträge zu diesen Kammern beigetrieben 
werden, ist nicht möglich, weil in einem Teil 
des Bundesgebiets die Rechtsgrundlage für 
die Beitreibung der Beiträge zu den Indu- 
strie- und Handelskammern und Handwerks- 
kammern im Zusammenhang mit deren Um- 
gestaltung in Einrichtungen des privaten 
Rechts weggefallen ist. 

Die Bestimmung über die entsprechende An- 
wendung des § 797 a der Zivilprozeßordnung 
stellt klar, daß die Vollstreckungsklausel für 
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die vor der Einigungsstelle geschlossenen Ver- 
gleiche und die von ihr ausgesprochenen 
Straffestsetzungen von idem Urkundsbeam- 
ten der Geschäftsstelle desjenigen Amts- 
gerichts erteilt wird, in dessen Bezirk die 
Einigungsstelle ihren Sitz hat. Nach § 797 a 
Abs. 4 der Zivilprozeßordnung können die 
Landesjustizverwaitungen den Vorsitzenden 
der Einigungsstelle ermächtigen, die Voll- 
streckungsklausel für die von der Einigungs- 
stelle ausgestellten Vollstreckungstitel selbst 
zu erteilen. 

7. Absatz 7 ist gegenüber der bisherigen 
Fassung des § 27 a UWG im Hinblick auf die 
in Absatz 3 Satz 2 vorgesehene erweiterte 
Zuständigkeit der Einigungsstellen ergänzt 
worden. In den Fällen, in denen die Eini- 
gungsstelle nur tätig werden kann, wenn 
auch der Gegner mit der Einleitung des Ver- 
fahrens einverstanden ist, kann nicht davon 
ausgegangen werden, daß dieses Einverständ- 
nis gleichzeitig auch die Zustimmung zu einer 
gutachtlichen Äußerung der Einigungsstelle 
im Falle des Scheiterns der Einigungsverhand- 
lungen enthält. Hierfür ist vielmehr eine be- 
sonders erklärte Zustimmung erforderlich. 

8. Absatz 8 entspricht der bisherigen Fassung 
des § 27 a UWG. 

9. Absatz 9 ermöglicht es — wiederum in 
Anlehnung an die ursprüngliche Fassung des 
§ 27 a UWG — dem ohne vorherige Durch- 
führung eines Einigungsverfahrens angeru- 
fenen Gericht, den Rechtsstreit auszusetzen 
und die Parteien zunächst an die Einigungs- 
stelle zu verweisen. 

Neu gegenüber der bisherigen Fassung des 
§ 27 a UWG ist, daß nach dem Entwurf im 
Falle der Aussetzung des gerichtlichen Ver- 
fahrens zum Zwecke der Anrufung der Eini- 
gungsstelle Absatz 8 nicht anwendbar sein 
soll. Das Einigungsamt darf also in diesen 
Fällen die Einleitung von Einigungs Verhand- 
lungen nicht wegen Unbegründetheit des gel- 
tend gemachten Anspruchs oder Unzuständig- 


keit der angeruf enen Einigungssteile ablehnen. 
Diese Regelung erscheint im Interesse der 
möglichst schnellen und prozeß wirtschaft- 
lichen Durchführung des Verfahrens geboten. 

10. Absatz 10 enthält die Ermächtigung an 
die Landesregierungen zum Erlaß der erfor- 
derlichen Durchführungsvorschriften. Derar- 
tige Durchführungsvorschriften sind bereits 
auf Grund der bis 1940 geltenden Fassung 
erlassen worden, so beispielsweise für die 
früher preußischen Göbiete durch die Ver- 
ordnung über Einigungsämter für Wettbe- 
werbsstreitigkeiten vom 16. Juli 1932 (Preu- 
ßische Gesetzsammlung 1932 S. 249). 

Zu den Artikeln 2 und 3 

Sowohl in § 2 des Gesetzes über das Zugabe- 
wesen vom 12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 264) als auch in § 13 des Rabattgesetzes 
vom 25. November 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1011), in denen die sachliche Zuständigkeit 
der in § 27 a UWG vorgesehenen Einigungs- 
ämter auch auf bürgerliche Rechtstreitig- 
keiten aus der Zugabeverordnung und dem 
Rabattgesetz ausgedehnt worden ist, ist § 27 a 
UWG mit dem ausdrücklichen Hinweis auf 
die ursprüngliche Fassung gemäß der Verord- 
nung zum Schutze der Wirtschaft vom 
9. März 1932 angeführt. Um klarzustellen, 
daß sich die sachliche Zuständigkeit der auf 
Grund der Neufassung in § 27 a UWG neu 
zu errichtenden Einigungsstellen ebenfalls auf 
bürgerliche Rechtsstreitigkeiten aus der Zu- 
gabe Verordnung und dem Rabattgesetz er- 
streckt, sind in den Artikeln 2 und 3 des Ent- 
wurfs die entsprechenden Vorschriften des 
Gesetzes über das Zugabewesen und des Ra- 
battgesetzes an die Neufassung des § 27 a 
UWG angepaßt worden. 

Zu Artikel 4 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel und die Bestimmung über das In- 
krafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 27 a Abs. 1 U¥G 

a) In § 27 a Abs. 1 sind die Worte: „Die 
Landesregierungen errichten . . . zu 
ersetzen durch die Worte: „Die Lan- 
desregierungen können errichten . . . 

Begründung 

Aus justizpolitischen Gründen erscheint 
es angemessen, es den Landesregierun- 
gen freizustellen, ob sie Einigungsstel- 
len errichten wollen, und sie nicht un- 
bedingt zur Errichtung derartiger Stel- 
len zu zwingen. 

b) In § 27 a Abs. 1 sind die Worte: „bei 
überfachlichen Berufsvertretungen der 
gewerblichen Wirtschaft“ zu streichen. 

Begründung 

Es bestehen verfassungsrechtliche, zu- 
mindest aber verfassungspolitische Be- 
denken dagegen, daß der Entwurf den 
Landesregierungen die Verpflichtung 
auferlegt, Einigungsstellen, denen ho- 
heitsrechtliche Befugnisse zuerkannt 
werden, bei überfachlichen Berufsver- 
tretungen, die privatrechtlichen Cha- 
rakter halben, wie es z. B. bei den Han- 
delskammern in der amerikanischen 
Zone der Fall ist, zu errichten. 

2. Zu § 27 a Abs. 3 und 7 UWG 

In § 27 a Abs. 3 ist der letzte Satz und in 
§ 27 a Abs. 7 sind die Worte: „im Falle des 
Absatzes 3 Satz 2 jedoch nur, wenn der 
Gegner hiermit einverstanden ist“ zu 
streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung in Abs. 3 Satz 2 weicht 
von der Fassung des § 27 a UWG dadurch 
ab, daß sie, einer Anregung der beteilig- 
ten Kreise entsprechend, eine sachliche Zu- 
ständigkeit der Einigungsstellen auch für 
W ettbewerbshandlungen innerhalb der dem 
Einzelhandel vorgeordneten Wirtschafts- 
stufen begründet, sofern der Gegner mit 


der Anrufung der Einigungsstelle einver- 
standen ist. Diese Ausdehnung der sach- 
lichen Zuständigkeit der Einigungsstellen 
kann nicht nur zu einer Überspannung der 
Begriffe, sondern insbesondere auch zu 
nicht gerechtfertigten Beschränkungen des 
Wettbewerbs führen. 

Unter diesen Umständen erscheint es bis 
zur Neuregelung des materiellen Rechts 
nicht angezeigt, Zuständigkeiten zur Be- 
handlung von Wettbewerbsf ragen über das 
Maß hinaus zu begründen, hinsichtlich des- 
sen bereits Erfahrungen vorliegen. Die 
Schaffung der Möglichkeit, der Anrufung 
von Einigungsstellen zu widersprechen, 
läßt die Gefahr unberücksichtigt, daß der 
Widersprech ende einem Boykott verfällt. 

Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, 
Satz 2 in Abs. 3 und die Bezugnahme hier- 
auf in Abs. 7 zu streichen. 

3. Zu § 27 a Abs. 5 UWG 

a) Für den Fall, daß der Änderungsvor- 
schlag zu § 27 a Abs. 1 (vgl. oben 
Nr. 1 b) im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren keine Berücksichtigung fin- 
det, ist § 27 a Abs. 5 dahingehend ein- 
zuschränken, daß die dort vorgesehenen 
Befugnisse nur den Einigungsstellen zu- 
kommen, die öffentlich-rechtlichen Cha- 
rakter haben. 

Begründung 

Es bestehen verfassungsrechtlich Beden- 
ken dagegen, daß an privatrechtliche 
Institutionen Öffentlich-rechtliche Be- 
fugnisse verliehen werden. 

b) In § 27 a Abs. 5 sind nach den Worten 
„sofortige Beschwerde“ einzufügen die 
Worte: „nach den Vorschriften der 
ZPO“. 

Begründung 

Klarstellung. 
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4. Zu § 27 a Abs. 6 U¥G 

In § 27 a Abs. 6 Satz 2 sind die Worte: 
„sowie aus einer Straffestsetzung“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Anwendung des § 797 a ZPO auf öf- 
fentlich-rechtliche Titel, aus denen hier die 
Einigungsstelle berechtigt wäre, ist system- 
widrig. Wie in anderer Weise die Voll- 
streckung aus Straffestsetzungen zu regeln 
ist, sollte den Landesregierungen überlassen 
bleiben (vgl. Nr. 6). 


5. Zu § 27 a Abs. 8 UWG 

In § 27 a Abs. 8 sind die Worte „ohne wei- 
teres“ als überflüssig zu streichen. 

6. Zu § 27 a Abs. 10 UWG 

Die Ermächtigung des § 27 a Abs. 10 zur 
Regelung des Verfahrens vor den Eini- 
gungsstellen sollte im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren näher dahin konkreti- 
siert werden, daß als Gegenstand der Er- 
mächtigung ausdrücklich erwähnt wird 
auch „die Vollstreckung aus Straffestset- 
zungen“, „die Besetzung der Einigungs- 
stelle“ und ggf. „die Aufsicht über die 
Einigungsstellen“ . 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Der Bundesrat hat mehrere Änderungen des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
des Gesetzes über das Zugabe wesen und des 
Rabattgesetzes vorgeschlagen. Obwohl der 
Bundesrat im übrigen gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben hat, stellen die 
Änderungsvorschläge zum Teil 'den rechts- 
politischen Zweck des Entwurfs überhaupt in 
Frage. Im einzelnen nimmt die Bundesregie- 
rung zu den Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

1. Die Bundesregierung stimmt den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrats zu Nr. 3 b 
und 4 ibis 6 zu. 

2. Den Änderungsvorschlägen zu Nr. 1, 2 
und 3 a vermag sich die Bundesregierung 
aus folgenden Gründen nicht anzuschlie- 
ßen: 

a) Zu Nr. 1 a 

Die Bundesregierung vermag nicht 
einzuräumen, daß justizpolitische 
Gründe es angemessen erscheinen las- 
sen, den Landesregierungen die Er- 
richtung von Einigungsstellen für 
Wettbewerbsstreitigkeiten nicht zwin- 
gend vorzuschreiben, sondern es ihnen 
freizustellen, ob sie Einigungsstellen 
einrichten wollen oder nicht. Der Bun- 
desrat leitet seine Bedenken offenbar 
aus der Befürchtung her, daß den Eini- 
gungsstellen Aufgaben zugewiesen wür- 
den, die sonst in den Bereich der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit fielen. Die Er- 
richtung von Einigungsstellen kann je- 
doch nicht als ein Einbruch in die 
staatliche Gerichtsbarkeit angesehen 
werden, da die Aufgaben der Eini- 
gungsstellen sich von denen der Ge- 
richte wesentlich unterscheiden. 

Während die Einigungsstellen nur dem 
Zweck dienen, einen gütlichen Aus- 
gleich vor Anhängigwerden eines 
Rechtsstreites herbeizuführen, ist das 
Ziel des Gerichtsverfahrens die Ent- 
scheidung eines Rechtsstreits. Zwar 
soll auch der Richter im Laufe des 


Verfahrens auf eine gütliche Beilegung 
des Rechtsstreits hinwirken (§ 296 
Abs. 1, § 349 Abs. 1, § 495 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung), jedoch er- 
schöpft sich darin nicht der Zweck des 
gerichtlichen Verfahrens. Aber selbst 
der Versuch einer gütlichen Beilegung 
des Rechtsstreits wird durch die Er- 
richtung von Einigungsstellen nicht 
aus dem gerichtlichen Verfahren in 
das Einigungs verfahren verlagert, da 
durch ein vorausgegangenes erfolg- 
loses Einigungsverfahren eine gütliche 
Beilegung des Rechtsstreits im gericht- 
lichen Verfahren nicht ausgeschlossen 
wird. 

Die Einigungsstellen sind den in § 794 
Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung 
erwähnten Gütestellen vergleichbar. 
Durch das Gesetz zur Wiederherstel- 
lung der Rechtseinheit auf dem Ge- 
biete der Gerichtsverfassung, der bür- 
gerlichen Rechtspflege, des Strafver- 
fahrens und des Kostenrechts vom 
12. September 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 455) ist zwar das besondere Güte- 
verfahren vor den Amtsgerichten be- 
seitigt, die Einrichtung von Gütestel- 
len jedoch ausdrücklich vorgesehen 
worden. Damit hat . der Gesetzgeber 
zum Ausdruck gebracht, daß es mit 
dem Verfahren vor den staatlichen 
Gerichten durchaus vereinbar ist, wenn 
es daneben ermöglicht wird, eine güt- 
liche Beilegung des Rechtsstreits vor 
einer Einigungsstelle zu versuchen. 
Der staatlichen Gerichtsbarkeit wird 
kein Abbruch getan, wenn die hier 
vorgesehenen Einigungsstellen vor An- 
hängigwerden eines Rechtsstreits im 
Sinne eines gütlichen Einigungs Versuchs 
und unter Umständen gutachtlich tätig 
werden. 

Da somit justizoolitische Bedenken ge- 
gen die Verpflichtung der Landesre- 
gierungen zur Einrichtung von Eini- 
eungsstellen für Wettbewerbsstreitie- 
keiten nicht ersichtlich sind, hält die 
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Bundesregierung insoweit an der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs fest. Sie 
hält die Verpflichtung der Landesre- 
gierungen zur Einrichtung von Eini- 
gungsstellen sachlich für erforderlich, 
da anderenfalls damit gerechnet wer- 
den muß, daß nicht alle Landesregie- 
rungen von der ihnen erteilten Er- 
mächtigung zur Einrichtung von Eini- 
gungsstellen Gebrauch machen wür- 
den. Damit aber wäre der vornehmste 
Zweck des Entwurfs, für die außerge- 
richtliche Beilegung von Wettbewerbs- 
streitigkeiten im gesamten Bundesge- 
biet die Rechtseinheit wiederherzustel- 
len, vereitelt. 

b) Zu Nr. 1 b und Nr. 3 a 

Der Bundesrat äußert verfassungs- 
rechtliche und verfassungspolitische 
Bedenken gegen die Verpflichtung der 
Landesregierungen, bei überfachlichen 
Berufsvertretungen der gewerblichen 
Wirtschaft, die in einem Teil des Bun- 
desgebiets in einer Rechtsform des 
privaten Rechts bestehen, Einigungs- 
stellen mit hoheitsrechtlichen Befug- 
nissen zu errichten. Die Bundesregie- 
rung teilt diese Bedenken nicht. 

Was zunächst die verfassungsrechtliche 
Möglichkeit der Übertragung von ho- 
heitsrechtlichen Befugnissen auf pri- 
vate Rechtssubjekte betrifft, so sind 
zwar in der Regel die Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung und die da- 
mit verbundenen Befugnisse hoheit- 
licher Art von den staatlichen Behör- 
den oder den dem Staat eingeordneten 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
und Anstalten wahrzunehmen. Zur 
Erfüllung eines im öffentlichen Inter- 
esse liegenden Zwecks kann aber 
durch Gesetz auch privaten Rechts- 
subjekten ein beschränktes Stück 
staatlicher Hoheitsgewalt zur Aus- 
übung überlassen werden. Diese er- 
halten damit die Eigenschaft „beliehe- 
ner Unternehmen" oder „beliehener 
Verbände" und werden dann als Trä- 
ger mittelbarer Staatsverwaltung tätig. 

Das Grundgesetz steht diesem Rechts- 
institut der beliehenen Verbände nicht 
entgegen. Die Art. 83 ff. des Grund- 
gesetzes grenzen lediglich die Zustän- 
digkeit von Bund und Ländern ge- 
geneinander ab, besagen aber nichts 


Erschöpfendes darüber, welche Ein- 
richtungen als Träger der Verwaltung 
mit hoheitlichen Befugnissen ausgestat- 
tet werden können. 

Verfassungsrechtliche Bedenken stehen 
somit nach Auffassung der Bundesre- 
gierung der Einrichtung von Eini- 
gungsstellen für Wettbewerbsstreitig- 
keiten bei überfachlichen Berufsvertre- 
tungen der gewerblichen Wirtschaft 
nicht entgegen. 

Aber auch den verfassungspolitischen 
Bedenken des Bundes rates vermag sich 
die Bundesregierung nicht anzuschlie- 
ßen. Zwar hält es auch die Bundesre- 
gierung aus rechtspolitischen Gründen 
im allgemeinen für unerwünscht, ho- 
heitsrechtliche Aufgaben auf private 
Rechtssubjekte zu übertragen. Die auf 
diesen rechtspolitischen Gründen be- 
ruhenden Bedenken greifen jedoch im 
Falle der Einigungsstellen für Wett- 
bewerbsstreitigkeiten nicht durch. Es 
ist gerade der Zweck dieser Einigungs- 
stellen, daß sie den am Wettbewerbs- 
leben Beteiligten als eine Schlichtungs- 
instanz außerhalb der staatlichen Or- 
ganisation zur Verfügung stehen sol- 
len, da erfahrungsgemäß schon aus 
psychologischen Gründen die Bereit- 
schaft der Parteien zu einer gütlichen 
Beilegung eines Wettbewerbsstreits im 
allgemeinen größer ist, solange der 
Streit noch nicht staatlichen Stellen 
zur Schlichtung oder Entscheidung 
unterbreitet wurde. Der Entwurf hält 
daher in Übereinstimmung mit der 
ursprünglichen Fassung des § 27 a da- 
ran fest, die Einigungsstellen bei 'den 
überfachlichen Berufs Vertretungen als 
den Selbstverwaltungsorganen der ge- 
werblichen Wirtschaft einzurichten. 
Diese haben überwiegend die ihnen 
auch früher zuerkannte öffentlich- 
rechtliche Rechtsform behalten. Inso- 
weit werden auch vom Bundesrat ge- 
gen die Übertragung hoheitsrechtlicher 
Befugnisse auf diese Stellen keine Be- 
denken geäußert. Wenn der Entwurf 
darüber hinaus diese hohelts rechtlichen 
Befugnisse den genannten Selbstver- 
waltungsorganen der gewerblichen 
Wirtschaft auch in dem Teil des Bun- 
desgebiets übertragen will, in dem die- 
se Organe nach dem Kriege eine 
Rechtsform des privaten Rechts er- 
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halten haben, so geschieht dies aus- 
schließlich zu dem Zweck, für die au- 
ßergerichtliche Beilegung von Wett- 
bewerbsstreitigkeiten im gesamten 
Bundesgebiet insoweit eine einheitliche 
Regelung zu schaffen. Dieser rechts- 
politische Zweck des Entwurfs recht- 
fertigt es nach Auffassung der Bun- 
desregierung in diesem besonderen 
Falle und unter den besonderen Um- 
ständen, von dem auch von ihr an- 
erkannten Grundsatz, hoheitsrechtliche 
Aufgaben nicht auf private Rechtssub- 
jekte zu übertragen, abzuweichen. Die 
Gefahr einer mißbräuchlichen Ausnut- 
zung der den Einigungsstellen über- 
tragenen Hoheitsbefugnisse scheint 
der Bundesregierung angesichts des im 
Entwurf in vollem Umfange vorgese- 
henen gerichtlichen Rechtsschutzes so- 
wie im Hinblick auf die den Landes- 
regierungen obliegende Aufsicht über 
diese Stellen nicht zu bestehen. 

c) Zu Nr. 2 

Der Bundesrat wendet sich gegen die 
Ausdehnung der sachlichen Zuständig- 
keit der Einigungsstellen auf die dem 
Einzelhandel vorgeordneten Wirt- 
schaftsstufen mit der Begründung, daß 
diese Ausdehnung zu einer Überspan- 
nung der Begriffe und insbesondere zu 
nicht gerechtfertigten Beschränkungen 
des Wettbewerbs führen könne. 

Diese Befürchtungen des Bundesrates 
müßten, wenn sie begründet wären, 
Ln erhöhtem Maße für die Behandlung 
von Wettbewerbsstreitigkeiten aus der 
letzten Wirtschafts stufe gelten, da hier 
die Einleitung des Verfahrens nicht 
von der Zustimmung des Gegners ab- 
hängig ist. Die Befürchtungen des 
Bundesrates müßten also folgerichtig 
zu einer Ablehnung der Einigungsstel- 
len überhaupt und damit des ganzen 
Entwurfs führen. 

Die Bundesregierung teilt die Befürch- 
tungen des Bundesrates nicht. Es ist 
zwar nicht auszuschließen, daß ein mit 
Zustimmung des Gegners durchge- 
führtes Einigungsverfahren im einzel- 
nen Fall zu wettbewerbsbeschränken- 
den Vereinbarungen führen kann. 
Dieser Gefahr wirkt der Entwurf je- 
doch in einer nach Auffassung der 
Bundesregierung ausreichenden Weise 


dadurch entgegen, daß er die Eini- 
gungsstellen nicht zur Entscheidung 
des Rechtsstreits ermächtigt, sondern 
die Annahme eines Einigungsvor- 
schlags in das freie Belieben der Betei- 
ligten stellt, daß er ferner die Eini- 
gungsstellen der staatlichen Aufsicht 
unterwirft und darüber hinaus gegen- 
über allen Maßnahmen der Einigoings- 
stellen die Anrufung der ordentlichen 
Gerichte vorbehält. Würde entspre- 
chend dem Vorschlag des Bundesrates 
die Vorschrift über die erweiterte Zu- 
ständigkeit der Einigungsstellen ge- 
strichen werden, so würde dies die Be- 
teiligten nicht daran hindern, sich einer 
privaten Schiedsgerichtsbarkeit zu un- 
terwerfen, die grundsätzlich weder 
einer staatlichen Aufsicht untersteht 
noch die Anrufung der ordentlichen 
Gerichte vorbehält. Der Bundesregie- 
rung scheinen daher die vom Bundes- 
rat geäußerten Befürchtungen eher für 
als gegen die Ausdehnung der sach- 
lichen Zuständigkeit der Einigungsstel- 
len im Falle der Zustimmung des Geg- 
ners zu sprechen. 

Gegenüber der vom Bundesrat be- 
fürchteten Möglichkeit, daß ein Betei- 
ligter im Falle der Ablehnung eines 
Einigungsvorschlags dem Boykott ver- 
fällt, ist darauf hinzuweisen, daß nach 
ständiger Rechtsprechung 'die Verein- 
barung eines Boykotts gegen einen 
Wettbewerber sittenwidrig ist und 
nach § 1 des Gesetzes gegen den un- 
lauteren Wettbewerb zum Schadens- 
ersatz verpflichtet. 

3. In Ausführung des Änderungsvorschlags 
des Bundesrates zu Nr. 6 schlägt die Bun- 
desregierung vor, dem Abs. 10 des § 27 a 
folgende Fassung zu geben: 

„(10) Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, die zur Durchführung der 
vorstehenden Bestimmungen und zur 
Regelung des Verfahrens vor den 
Einigungsstellen erforderlichen Vor- 
schriften zu erlassen, insbesondere über 
die Aufsicht über die Einigungsstellen, 
ihre Besetzung und die Vollstreckung 
von Ordnungsstrafen, sowie Bestim- 
mungen über die Erhebung von Ge- 
bühren und Auslagen durch die Eini- 
gungsstellen zu treffen." 
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